
In ihrer Regierungserklärung zur Corona-Pandemie 

machte Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel deutlich, 

dass die Bekämpfung der Pandemie eine nationale 

Kraftanstrengung erfordere, die jeden und jede betref-

fe. Sie zeigte auf, dass bereits ein großes Stück des 

Weges geschafft worden sei: Das Gesundheitssystem 

war hoch belastet, aber nicht überlastet. Die erste Wel-

le sei im Frühjahr deutlich besser überwunden worden 

als in vielen anderen Staaten. Nun ruhten die Hoffnun-

gen auf den entwickelten Impfstoffen, aber auch die 

fallenden Inzidenzwerte gäben Grund zur Zuversicht. 

Eine Gefahr für die erreichten Erfolge sieht Kanzlerin 

Merkel in den Virusmutationen, die teilweise schwere- re Krankheitsverläufe verursachten und leich-
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Über 12 Mio. Euro Breitbandförderung für Eber-

hardzell und Rot an der Rot 

In dieser Woche kamen die guten Nachrichten aus Ber-

lin, dass Eberhardzell 5,9 Mio. Euro und Rot an der 

Rot 6,3 Mio. Euro aus der Breitbandförderung des 

Bundes erhält. Mit dem Eberhardzeller Bürgermeister 

Guntram Grabherr war Rief ständig in Kontakt zur Be-

willigung der Breitbandanträge. Eberhardzell hatte vom 

Bund bereits im Dezember in einer ersten Tranche 

52.500 Euro für den Anschluss der Schule erhalten und 

im Januar dann noch einmal 539.500 Euro für Gewer-

beanschlüsse. Die jetzt rund 5,9 Mio. Euro stammen 

ebenso wie die 6,3 Mio. Euro für Rot an der Rot aus 

dem Programmmodul zum Anschluss „Weißer Fle-

cken“, die bisher nur sehr schlecht mit schnellem Inter-

net versorgt sind. Auch Bürgermeisterin Irene Brauchle 

freute sich, dass die Woche mit einer so guten Nach-

richt anfange. 

Mit den jetzt beschiedenen mehr als 12 Mio. Euro und 

der Verzahnung mit Landesmitteln können beide Ge-

meinden insgesamt ca. 25,5 Mio. Euro investieren. Da-

bei werden dann zusammen von Bund und Land bis zu 

90 % der Ausbaukosten übernommen. Rief weise auch 

in Berlin immer wieder darauf hin, wie wichtig diese 

hohe Förderquote sei, da die Gemeinden oft viele Wei-

ler und Einzelgehöfte anschließen müssten und dies nur 

so stemmen könnten. Derzeit fördere man den Ausbau 

in der Fläche massiv.  

Im vergangenen Jahr flossen bereits mehr als 80 Mio. 

Euro den Wahlkreis Biberach. Für dieses Jahr sind  es 

bereits rund 18 Mio. Euro. Die Regierungskoalition hat 

vereinbart, jährlich 8 Mrd. Euro in den Breitbandaus-

bau zu investieren. ■ 
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Besuchen Sie Josef Rief auch auf seiner 
Homepage, bei Facebook und auf Instagram! 

Bundeskanzlerin Angela Merkel am Donnerstag Foto:  DBT 
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Politischer Fastendonnerstag im Live Stream mit  

Ministerin Dr. Nicole Hoffmeister Kraut  
am 18. Februar um 19.00 Uhr 

Auf der Facebook-Seite des Kreisverbands Biberach an der Riß 
Stellen Sie Ihre Frage vorab unter: frage@josef-rief.de 

http://www.instagram.com/josefrief
http://www.facebook.com/josefriefmdb
https://www.facebook.com/CDU-Kreisverband-Biberach-an-der-Ri%C3%9F-246401866247567
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Fortsetzung von Seite 1 Regierungserklärung 

ter übertragbar seien als die Ausgangsvariante. Umso 

wichtiger sei es, wirksame Impfstoffe herzustellen. 

„Als Demokratie sind wir verpflichtet, die Einschrän-

kungen aufzuheben, sobald der Grund wegfällt“, sagte 

sie und machte deutlich, dass sie die Erwartung der 

Bürgerinnen und Bürger, bald wieder ohne Lockdown 

leben zu können, verstehe. Dennoch sehe sie, gerade 

auch weil noch nicht allen Menschen ein Impfangebot 

gemacht werden kann, die Maßnahmen zur Kontaktre-

duktion dringend geboten. Masken in Innenräumen, in 

öffentlichen Verkehrsmitteln und auf belebten Plätzen 

seien genauso wichtig wie der Verzicht auf Reisen und 

private Treffen und die Durchsetzung des Homeoffice 

wo immer möglich. In diesem Zusammenhang appel-

lierte sie auch an die Arbeitgeberinnen und Arbeitge-

ber, Arbeitsregelungen umzusetzen, die möglichst we-

nig Kontakt zur Folge haben. 

Auch, wenn die Planbarkeit für Wirtschaft, Gesell-

schaft und Bevölkerungen erschwert werde, sei die 

Öffnung aufgrund von Inzidenzzahlen statt Datumsan-

gaben der richtige Weg. „Ein Virus richtet sich nicht 

nach einem Datum, sondern nach den Infektionszah-

len!“, betonte die Kanzlerin. Sie stellte Öffnungen in 

Aussicht, sobald die Siebentageinzidenz für 100.000 

Personen bei nicht mehr als 35 Fällen liege. Denn ab 

dieser Inzidenz müssten die sehr weitreichenden Ein-

schränkungen heruntergefahren werden auf nur mehr 

weitreichende Einschränkungen. Merkel machte deut-

lich, dass die Öffnung von Schulen und Kitas aufgrund 

der Kultushoheit der Länder in den einzelnen Ländern 

unterschiedlich ablaufen könnte. Sie appellierte, die 

Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen in den Fokus 

zu nehmen. Von den weiteren Öffnungen sollten dann 

der Einzelhandel, Galerien, Museen und körpernahe 

Dienstleistungen profitieren.  

In der anschließenden Debatte machte Franktionsvize-

Andreas Jung MdB deutlich, dass der Start der Über-

brückungshilfen III wichtig sei, um Antworten auf die 

täglichen Existenzsorgen der Betriebe zu geben. Dabei 

setze man darauf, dass die Abschlagszahlungen, die 

jetzt bis zu einer Höhe von 100.000 Euro möglich sind, 

ausgeschöpft werden und die Länder diese schnell aus-

zahlen.  

„Die Wirtschaftshilfen müssen schnell ankommen, bes-

ser werden und gut aufeinander abgestimmt sein. [...] 

Die Krise geht länger, deshalb muss auch die Unterstüt-

zung ausgebaut werden. Endlich können jetzt alle Un-

ternehmen den KfW-Schnellkredit in Anspruch neh-

men. Nach der Öffnung im November für Betriebe un-

ter 10 Mitarbeitern wurde jetzt die Hürde des Kombi-

nationsverbots abgeräumt. So können kleine Unterneh-

men, die schon im letzten Frühjahr einen Kredit 

brauchten, den Schnellkredit nicht nur auf dem Papier 

bekommen, sondern auch bei ihrer Bank. Bei der Über-

brückungshilfe III müssen die eingehenden Anträge mit 

Hochdruck abgearbeitet werden. Der Rahmen der Ab-

schlagszahlungen muss wo immer möglich voll ausge-

schöpft werden und auch die Gesamtbeträge müssen 

jetzt schnell ankommen. Hart betroffenen Betrieben 

muss stark geholfen werden. Der Bundestag hat die 

Mittel dafür zur Verfügung gestellt. Das muss jetzt 

kraftvoll umgesetzt werden. Um ihre Liquidität zu stär-

ken werden wir auch den für die Jahre 2020 und 2021 

von fünf Millionen auf zehn Millionen Euro verdoppel-

ten Verlustrücktrag im Schnellverfahren mit dem 3. 

Corona-Hilfspaket beschließen. Wir erwarten dann eine 

unmittelbare Auszahlung nach dem für den 5. März zu 

erwartenden abschließenden Beschluss des Bundesrats. 

Das muss jetzt schon von den Finanzbehörden konse-

quent vorbereitet werden. Es darf keine weitere Zeit 

verloren gehen.“ ■ 

Epidemische Lage wird auf drei Monate befristet 

Eine Reihe von Corona-Regelungen, die Tests, Impfun-

gen oder Meldepflichten betreffen, laufen Ende März 

aus. Deshalb hat sich der Bundestag am Freitag in ers-

ter Lesung mit einem Gesetzentwurf zur Fortgeltung 

dieser Regeln beschäftigt, die die „epidemische Lage 

von nationaler Tragweite“ betreffen. Künftig soll die 

Feststellung der epidemischen Lage auf drei Monate 

befristet werden.   

Das Gesetz ist eine Parlamentsinitiative. Die Abgeord-

neten entscheiden nun alle drei Monate darüber, ob die 

epidemische Lage weiterhin besteht. Alle für den Pan-

demiefall notwendigen Maßnahmen sind an diese Fest-

stellung geknüpft. Wird sie nicht verlängert, gilt die 

epidemische Lage als aufgehoben und mit ihr alle für 

die Pandemie relevanten Verordnungsermächtigungen 

und Rechtsverordnungen 

Die Redner der CDU/CSU-Fraktion wiesen in der De-

batte den Vorwurf der Opposition zurück, die Legislati-

ve überlasse in der Pandemie der Exekutive das Feld. 

Sie verwiesen auf die zahlreichen Debatten im Bundes-

tag – im Plenum, in den Ausschüssen und anderen Gre-

mien –, mit denen die Legitimität aller ergriffenen 

Maßnahmen sichergestellt worden sei. Der Bundestag 

setze einen klaren und verbindlichen Rahmen, die De-

tails regelten Regierungen im Bund und Ländern. ■ 




